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Einleitung


Eine gute Demokratie sollte eigentlich die Interessen der Bevölkerung vertreten und den Bürgerwillen respektieren. Dies geschah aber seit 1980 in den meisten Staaten (auch in Deutschland) nur noch bedingt. Weil die mächtige Kapitallobby es verstanden hatte, mit Unterstützung der Leitmedien ihre speziellen Anliegen als alternativlos und wohlstandsfördernd darzustellen. So wurden im Laufe der Zeit radikale Ideologien gesellschaftsfähig, die uns nun zu schaffen machen. Man wird jetzt versuchen, Legenden zu stricken und alles Übel auf die Coronakrise schieben. Dabei hat diese Pandemie mit den sich anbahnenden Umbrüchen nichts zu tun, sie war lediglich der auslösende Moment, der den Stein ins Rollen brachte. Die Weltwirtschaft hatte bereits lange zuvor abgewirtschaftet und sich in eine Sackgasse manövriert. Der Zusammenbruch des unkontrollierbaren Kasinokapitalismus war vorprogrammiert.


Um zu erkennen, was in den letzten vier Jahrzehnten alles falsch lief und was sich nun ändern muss, ist eine Rückbesinnung erforderlich. Vor allem in Deutschland bewirkten Politik und Gesinnungsjournalismus mit ihrer schleichenden Umerziehung der Bevölkerung und der Durchsetzung konzernfreundlicher Thesen einen totalen gesellschaftlichen Wandel (leider nahezu unbemerkt). Der souveräne Nationalstaat der Wirtschaftswunderjahre mit einem jährlichen Wohlstandszuwachs von mindestens fünf Prozent wurde umgeformt in eine ex- und importabhängige EU-Multikultiprovinz, in der die realen Nettolöhne und Renten sanken und gute Jobs zur Mangelware wurden.


Wie wurde dieser Umbau vollzogen? Wie war es möglich, der Bevölkerung, die unter dem schleichenden Niedergang zu leiden hatte, Erfolge vorzugaukeln und bei der Stange zu halten? Dieses Buch gibt Aufschluss darüber, wie der Gesinnungsjournalismus auch heute noch wuchert, wie Vorurteile, Schönfärbereien und Irrlehren sich manifestieren und worauf man achten muss beim Aufbau der jetzt anstehenden neuen Weltordnung.


Blockbildung im Verhältnis 6 zu 1


Wer sich wundert, wieso im deutschen Bundestag und somit auch in den Medien extreme Grundsatzideologien nach wie vor so viel Zustimmung erfahren, braucht nur einmal das Parteienspektrum zu durchleuchten. Die etablierten Parteien CDU, CSU, SPD, FDP, Die Grünen und Die Linke sind sich alle weitgehend einig, wenn es um den Fortbestand des Euro, die Weiterentwicklung der EU, die Asyl- und Zuwanderungspolitik, die Zollächtung, Exportabhängigkeit, Billiggeldschwemme, Erinnerungskultur und den Kollektivschuldmythos geht. Selbst wenn jede Partei die gleiche mediale Aufmerksamkeit genießen würde, werden die gefährlichen Thesen der Altparteien sechsmal häufiger wiedergegeben als die Ansichten der AfD. Klar doch, dass bei einem solchen Kräfteverhältnis die radikalen Ideologien schließlich als Normalität wahrgenommen werden.


Im Grunde gibt es in Deutschland nur eine Opposition …


und das ist, ich muss es leider sagen, derzeit nun einmal die AfD. Denn die Programmunterschiede der Altparteien halte ich für recht unerheblich. Es wird sich fast ausschließlich um Nebensächlichkeiten gestritten, die bei einer gemäßigten Grundsatzpolitik (wie sie in den Wirtschaftswunderjahren zu Zeiten Adenauers üblich war) gar nicht zur Debatte stünden. Um keinen falschen Verdacht zu wecken: Ich bin kein AfD-Mann, mir ist ziemlich egal, welche Parteien die Regierung bilden. Hauptsache, es werden überhaupt die richtigen Entscheidungen getroffen!


Europäische Werte, christliche Werte ...


Wie der Gesinnungsjournalismus greift, zeigt sich zum Beispiel im überstrapazierten Dogma der europäischen und christlichen Werte, die von vielen Scheinheiligen reflexartig immer wieder eingefordert werden und fast schon einen Erpressungscharakter aufweisen. Wieso meint man, den Europäern eine Sonderrolle zuweisen zu können? Woher rührt diese Überheblichkeit? Meint man etwa, es gibt keine arabischen, asiatischen, afrikanischen oder südamerikanischen Werte? Meint man, der Islam sei nicht zuständig für die Einhaltung der Menschenrechte, nicht einmal in seinen ureigenen Verbreitungsgebieten? Sollen wir etwa Muslimen, die Andersgläubige als Ungläubige (Minderwertige) betrachten, ein neues Weltbild Gottes, der Religion und der Humanität vermitteln?


Kritisieren kann jeder ...


Konkrete, umsetzbare und sachlich überzeugende Reformvorschläge sind Mangelware. Im dritten und letzten Kapitel dieses Buches stelle ich über 60 Ideen zur Diskussion – von denen ich meine, sie seien geeignet, den Kasinokapitalismus nachhaltig zu zähmen. Würden statt der allgegenwärtigen Dauerpropaganda und des naiven Wunschdenkens moralische und logische Aspekte wieder mehr Bedeutung erlangen, könnte das Leben in dieser Welt weit gerechter, demokratischer und umweltfreundlicher sein. Hätten alte Vorurteile und Irrlehren keine Gültigkeit mehr, könnte der Wohlstand der Menschheit beträchtlich wachsen. Meine Thesen und Ideen wurden nicht aus einer Laune heraus geboren, sie sind das Resultat langwieriger Analysen, Studien und Marktbeobachtungen. Die Erfahrungen und Überlegungen vieler Jahrzehnte spiegeln sich in diesen Thesen wieder. Sie veranschaulichen die Hintergründe, warum die Welt heute so ungerecht ist und wieso es immer wieder zu schweren Krisen kommt. Nur aus dieser Erkenntnis heraus kann es einen Wandel zum Besseren geben.


Manfred Julius Müller


Flensburg, den 26. April 2020




KAPITEL 1


Der Gesinnungsjournalismus beherrscht die Politik. Vor allem in Deutschland.


Weil viele Journalisten zu sehr von sich überzeugt sind und sich für das Maß aller Dinge halten. Oder weil sie zu oft der Grundhaltung ihres Arbeitgebers folgen müssen.




Echte Demokratie oder Scheindemokratie?


Leben wir wirklich in einer repräsentativen Demokratie?


Freie Wahlen sind schön und gut – doch was kommt danach?


Mit dem Begriff „Demokratie“ wird schon seit ewigen Zeiten Schindluder getrieben. Demokratie soll eine Regierungsform sein, die vom Volke ausgeht. So definieren es wenigstens die heutigen Lexika und so entspricht es auch dem eigentlichen Sinn des altgriechischen Wortstamms. Doch was hat sich in der Vergangenheit nicht alles als Demokratie getarnt? Selbst Hitlers Schreckensdiktatur wurde seinerzeit in deutschen Lexika als „Führerdemokratie“ verharmlost. Aber auch andere Diktaturen haben sich schamlos als Demokratie ausgegeben. Die DDR, die „Deutsche Demokratische Republik“, ist nur ein Beispiel von vielen.


Und heute? Kann man denn wenigstens die großen westlichen Industrienationen als Demokratien ansehen? Nein, ich denke nicht. Was dort unter dem Deckmantel der Demokratie betrieben wird, erfüllt nur scheinbar die Kriterien einer echten Demokratie. Tatsächlich aber kann der einzelne Bürger in diesen Scheindemokratien nichts Relevantes mitbestimmen.


Demokratie? Nur das Wahlrecht ist geblieben!


Im Grunde genommen besteht auch die deutsche Demokratie nur aus dem Wahlrecht und der für die meisten Untertanen eher theoretischen Möglichkeit, über ein hohes politisches Amt einmal selbst Einfluss zu nehmen (wobei eigentlich nur die Kanzlerschaft wirklich zählt). Es wird also dem freien Bürger gerade einmal erlaubt, sich alle paar Jahre für die eine oder andere Partei zu entscheiden. Aber was ist damit gewonnen? Die Programme der beiden Volksparteien CDU und SPD unterscheiden sich in wichtigen Fragen kaum noch. Und überhaupt: Was sagen schon Parteiprogramme aus, die dem Wähler vor dem Urnengang präsentiert werden? Welche der Vorhaben werden später auch umgesetzt? Vor der Wahl kann eine Partei alles versprechen! Wenn es nach der Wahl dann anders kommt, kann man sich damit herausreden, dass sich die Voraussetzungen verändert hätten oder der Koalitionspartner leider nicht mitspiele. Also nochmals: Das Wahlrecht ist nicht viel wert, weil sich der Wahlsieger an seine Vorgaben nicht halten muss. Das war schon bei Hitler so. Vor seiner Wahl spielte er den großen Friedensapostel und hielt lange Vorträge über die Bedeutung des Friedens. Viele Wähler haben ihm vertraut und ihm deshalb ihre Stimme gegeben. Sie wurden getäuscht. Im Nachhinein hieß es gar, „die Deutschen“ hätten Hitler gewählt, also tragen sie für den Krieg und den Holocaust auch die Verantwortung.


Demokratie = Abstimmung über Wahlprogramme?


Aber selbst wenn die heutigen Politiker und Parteien alle redlich wären und nur das versprechen würden, was sie auch halten könnten, würde das wenig bringen. Denn wie soll der Normalbürger die Programme der einzelnen Parteien gegeneinander abwägen? Er kann kaum beurteilen, ob das eine oder andere Bildungssystem im Endeffekt erfolgreicher ist, ob dieses oder jenes Steuermodell sich letztlich vorteilhafter auswirkt. Doch der überforderte Wähler darf ja überhaupt nicht über einzelne Politikfelder abstimmen. Ihm wird zugemutet, über die Gesamtheit der komplexen Parteiprogramme und die Kompetenz der Kandidaten zu entscheiden. Ein schier unmögliches Unterfangen!


Das Wahlrecht ist insofern nur eine Farce, eine unterhaltsame Schauveranstaltung. Deshalb sind auch nachträgliche Schuldzuweisungen wie etwa „ihr habt sie doch gewählt, jetzt müsst ihr das auch ausbaden“ oder „jedes Volk hat die Regierung, die es verdient“ infam und ungehörig. Das Wahlrecht kann nur als Grundvoraussetzung für eine Demokratie verstanden werden, als einen ersten Schritt.


Wenn der Volkswille nicht mehr zählt …


Wie unbedeutend das Wahlrecht in unserer Demokratie ist, erkennt man an den schicksalhaften Weichenstellungen, die vorbei am Volkswillen getroffen wurden. 80 % der Deutschen waren eindeutig gegen die Abschaffung der DM und gegen die Einführung der europäischen Einheitswährung, also gegen den Euro. Des ungeachtet haben die Volksvertreter fast einhellig anders entschieden. Der Brockhaus definiert Demokratie dahingehend, dass dort allein der Volkswille zum Tragen kommt. Demnach hat unsere Regierungsform absolut nichts mehr mit einer Demokratie gemein. In unserer hochheiligen Demokratie ist es sogar verpönt, über die negativen Folgen des Euro frei zu diskutieren. Wehe dem, der es wagt, die Massenarbeitslosigkeit mit dem Euro in Verbindung zu bringen. Die große deutsche Mehrheit war ebenfalls gegen die schrankenlose EU und gegen die EU-Osterweiterung. Aber spielte das eine Rolle, sind die Bedenken der „dummen grauen Masse“ wichtig in einer Demokratie? Wenn die Bevölkerung zu einem Thema eine andere Meinung hat, dann heißt das noch lange nicht, dass man diese Meinung achten muss. Viele Politiker sehen in der abweichenden Meinung der Bevölkerung nur den Auftrag zu einer Umerziehungsmaßnahme. Aufklärung nennen sie das dann. Der Steuerzahler darf selbst noch für seine geistige Umerziehung aufkommen, indem er das Staatsfernsehen und teure Anzeigenkampagnen (die gleichzeitig die Verlage gütlich stimmen) finanzieren muss. So manche Plebiszite im EU-Ausland sind nur durch solch penetrante „Aufklärungsarbeit“ im Sinne der Regierung durchgeboxt worden. Deshalb halte ich bundesweite Volksabstimmungen zwar für begrüßenswert, man sollte sich aber nicht einbilden, damit bereits den Weg zu einer echten Demokratie geebnet zu haben.


Kann es denn überhaupt eine echte Demokratie geben?


Aber ja doch, es kann! Die Umsetzung wäre denkbar einfach. Es müssten lediglich die Abstimmungen in den Parlamenten geheim stattfinden. Das wäre schon alles. Gäbe es geheime Abstimmungen, wäre die Machtbasis des Parteiapparates gebrochen! Dann könnten die Parteispitzen nicht mehr Marschrichtungen im Vorfeld diktieren und starrköpfige Koalitionsvereinbarungen könnten auch nicht mehr die Politik drangsalieren.


Erst dann wären Abgeordnete tatsächlich frei und nur ihrem Gewissen verpflichtet, so wie es das Grundgesetz vorsieht. Erst dann könnte man von einer parlamentarischen Demokratie sprechen. Erst dann wäre das Abgeordnetenhaus, der Bundestag, ein Spiegelbild der öffentlichen Meinung. Hätte es geheime Abstimmungen bereits vor 30 Jahren gegeben, gäbe es vermutlich weder den Euro noch die EU in ihrer jetzigen Form. Und auch die Globalisierung hätte keine neoliberale Abwärtsspirale erzwungen – es gäbe keine Massenarbeitslosigkeit und keine sinkenden Reallöhne.


Sie meinen, das sind alles kühne Worte, die sich kaum belegen lassen? O nein, so ist es nicht! Auch in unserer modernen Zeit gelten immer noch die Gesetze der Logik, die sich auch mit intensivster Propaganda nicht einfach aushebeln lassen.


Haben viele Politiker das gesunde Verhältnis zum Geld verloren?


Bundestagsabgeordnete und vor allem Regierungsmitglieder müssen Jahr für Jahr über die Verwendung von Hunderten Milliarden Euro verfügen. Es lässt sich denken, dass unter dem Einfluss dieser unvorstellbaren Geldschwemme so manches Augenmaß verloren geht. Welcher gut verdienende Abgeordnete kann sich noch so richtig in das Leben eines Normalbürgers hineindenken, der vielleicht auf ein monatliches Haushalts-Nettoeinkommen von 2000 Euro kommt und von diesem Geld seine dreiköpfige Familie ernähren muss? Wieviele Rentnerehepaare müssen sich gar mit einer Rente von 1000 Euro begnügen (weil die Rentenhöhe in den vergangenen 25 Jahren deutlich abgesenkt wurde)? Das soll dann reichen für die Miete, Kleidung, Nahrungsmittel und was sonst noch alles dazukommt. Auf das Auto können die meisten Leute heutzutage kaum verzichten – weil es wegen der konzernfreundlichen Politik den Tante-Emma-Laden um die Ecke nicht mehr gibt. Worauf ich hinaus will: Die Gering- und Durchschnittsverdiener müssen sich buchstäblich jeden an den Staat und die Sozialkassen abgeführten Euro vom Munde absparen, während gleichzeitig Zigmilliarden Euro generös umverteilt werden – bereitgestellt werden für die weitere Aufnahme von Flüchtlingen, für Schuldenerlasse, Bürgschaften bzw. Billigkredite an Euro-Staaten, für die Kosten der europäischen Niederlassungsfreiheit, für sinnlose ABM- und Umschulungsmaßnahmen, für den EU-Haushalt, für oft marktfeindliche Subventionen (Autokaufprämien, Baukindergeld, die Energiewende, Landwirtschaft, neue Industrieansiedlungen usw.).


Mediendemokratie oder Mediendiktatur?


Was taugt eine Mediendemokratie, die vom Kapital finanziert und gesteuert wird?


Niemand kann es leugnen: Alle politischen Entscheidungen in unserem Lande (und natürlich auch in den anderen Industrienationen) werden von den Medien im starken Maße beeinflusst, wenn nicht sogar entschieden. Kein Wunder also, dass der Sprachbegriff „Mediendemokratie“ irgendwann sich regelrecht aufdrängte. Die Frage, die sich aus dieser Konstellation des politischen Machtgefüges herausschält, lautet daher zwangsläufig: „Kann eine Mediendemokratie überhaupt demokratisch sein, müssten wir nicht korrekterweise von einer Mediendiktatur sprechen?“ Und damit sind wir auch gleich bei der zweiten Frage: „Wer sind denn überhaupt die Medien?“


Das Meinungskartell der Multimillionäre und Mächtigen …


Die Medienlandschaft hat sich in den letzten Jahrzehnten stark verändert. Leider, muss man wohl sagen. In den fünfziger und sechziger Jahren des 20. Jahrhunderts wurde die öffentliche Meinung noch im großen Ausmaß von lokalen Zeitungsbetrieben geprägt. Fast jedes kleine Städtchen hatte seine eigene Tageszeitung und damit auch seinen eigenen, unabhängigen (meist mittelständischen) Verleger. Im Laufe der Zeit hat sich dies durch den sich verstärkenden Konkurrenzdruck vollkommen geändert. Der kleine souveräne lokale Zeitungsverleger ist ausgestorben, ihn gibt es quasi nicht mehr. Eine Lokalzeitung nach der anderen wurde von größeren Verlagen aufgekauft. Es fand ein Konzentrationsprozess statt, worunter die Meinungsvielfalt spürbar gelitten hat. Heute bestimmen einige dominante Medienkonzerne, in dessen Portfolio sich längst auch private Rundfunkanstalten und Fernsehsender befinden, zusammen mit dem Staatsfernsehen das öffentliche Meinungsbild.


Das Vorrecht der Reichen, die öffentliche Meinung zu bilden!


Was aber sind das für Leute, die in den Schaltzentralen der privaten meinungsbildenden Machtbasen sitzen? Gibt es auch nur einen einzigen Menschen darunter, der im Monat weniger als 20.000 Euro verdient? Wie objektiv können solche Großverdiener sein? Kann sich ein Millionär in die Sorgen und Nöte eines Normalbürgers hineinversetzen? Kann oder wird er objektiv urteilen, wird ihm also das Allgemeinwohl wichtiger sein als sein eigener finanzieller Erfolg?


Nun wird manch einer einwenden, „Was soll´s, wichtig sind doch nicht Verlagsführung und Besitzverhältnisse, wichtig sind die Redakteure einer Zeitung, die doch relativ unabhängig ihre eigene Meinung vertreten dürfen.“. Eine solche Einstellung kann ich beim besten Willen nicht teilen, ich halte sie für naiv. Denn natürlich kennt jeder Redakteur die politische Grundeinstellung seines Chefs (der sicherlich auch nach bestimmten Auswahlkriterien eingestellt wurde). Es besteht letztlich eine Spirale von Abhängigkeiten. Kein Redakteur möchte dumm auffallen, keiner möchte eine Sache vertreten, für die er eventuell in Ungnade fällt. Die Konkurrenz und Existenzangst auch unter den Journalisten ist groß – wer ist schon völlig selbstlos und denkt nicht an seine eigene Zukunft und das Wohl seiner Familie?


Schließlich ist nicht einmal der Verlag selbst in seinen Entscheidungen unabhängig. Auch er muss sich am Markt behaupten und ist auf Anzeigen angewiesen. Anzeigen werden von den großen Unternehmen vornehmlich dort plaziert, wo auch das redaktionelle Umfeld „stimmt“. Wenn eine Redaktion also zu sehr nach „links“ oder „rechts“ abdriftet, sinkt das Anzeigenaufkommen und es droht der Absturz.


Welche Auswirkungen hat die Mediendemokratie auf die Politik?


Natürlich hat die einseitige Interessenlage der Medienkonzerne starke Auswirkungen auf die Politik. Denn auch die Politik kann sich von der gelenkten Meinung der Medien nicht abkoppeln. Wenn Parteien gute Wahlergebnisse erzielen wollen, können sie kaum für Maßnahmen eintreten, welche die Medien (und das Kapital) strikt ablehnen.


Ein gutes Beispiel dafür lieferte der Bundestagswahlkampf 2005. Die CDU wollte endlich einen Einstieg in die Umfinanzierung der Sozialsysteme (Mehrwertsteuer rauf, Lohnnebenkosten runter). Diese eigentlich überfällige Reform war den meisten Medienanstalten aber nicht genehm: Sie hatten wohl erkannt, dass dadurch die Position des Kapitals geschwächt würde. Mit unsachlichen Argumenten und unwahren Behauptungen wurde das Wahlvolk gegen die Mehrwertsteuererhöhung aufgewiegelt. Die Folgen sind bekannt: Die CDU sackte in den letzten Wochen vor dem Urnengang in der Wählergunst stark ab und musste wegen des schlechten Wahlergebnisses eine große Koalition mit der SPD bilden. Dieser Vorgang verdeutlicht, wie sehr die Medien die politische Richtung beeinflussen. Die Redakteure entscheiden letztlich auch darüber, welche Meldungen in den Vordergrund gerückt und welche ausgelassen oder versteckt werden. Dabei können sie sich sachlich und in der Form korrekt geben – indem sie sich einfach auf die Meinung Dritter berufen. Fast zu jedem Thema finden sich Experten mit kapitalfreundlichen Auffassungen. Die Redaktion braucht also lediglich die Beiträge geschickt selektieren und nur diejenigen zu Wort kommen lassen, die ihnen genehm sind – und schon dirigiert man die Meinung so, wie man es gerne hätte.


Der Einfluss der „Stiftungen“


Völlig unterschätzt wird meines Erachtens der immense Einfluss von privaten Stiftungen. Besonders brisant scheint mir, wenn hinter der Stiftung ein mächtiger Medienkonzern steht. Wenn ich nur an die Bertelsmann-Stiftung denke, die fast wie am Fließband einflussreiche „Studien“ veröffentlicht, wird mir ganz mulmig. Ich denke, dass allein der Einfluss dieser einen Stiftung höher einzuschätzen ist als der so mancher im Bundestag vertretenen Partei. Denn auf die Studien, die sicher nicht selten ganz im Sinne der Erfinder (Auftraggeber) ausfallen, stürzt sich gewöhnlich die gesamte Medienmeute. Da heißt es dann plötzlich bundesweit, „Zuwanderer bescheren dem deutschen Sozialstaat einen jährlichen Überschuss von 22 Milliarden Euro“ (Seite →) oder „der deutsche Arbeitsmarkt braucht jährlich 533.000 Zuwanderer“.


Der Einfluss ist so gewaltig, weil die bundesweit veröffentlichten „Studien“ nicht nur auf die Bevölkerung, sondern auch auf Politik und Wirtschaft einwirken. Sie liefern somit die Basis für Parteiprogramme und das öffentliche Meinungsbild.


Die Mediendemokratie und der neoliberale Wahn …


Wir reden immer wieder stolz von unserer Pressefreiheit – aber wo und wann werden die wirklich relevanten Fragen in den Medien gestellt oder überhaupt zugelassen? Über den Sinn oder Unsinn der Europäischen Union, über den Euro, die Hintergründe der Globalisierung – über all diese wirklich auf den Nägeln brennenden Schicksalsfragen hat es in den Medien (und damit auch in der Öffentlichkeit) keine große Debatten gegeben.


Kritik an der EU und der Globalisierung hält unsere Mediendemokratie offenbar für unangebracht. Und wenn doch einmal eine Diskussion aufkeimt, wird von den Ursachen der Probleme (das globale Dumpingsystem) geschickt abgelenkt. Statt über Maßnahmen gegen den ruinösen, weltweiten Preiswettbewerb nachzudenken, werden neoliberale Ansinnen als Notwendigkeiten propagiert (längere Arbeitszeiten, Lohnsenkungen, Steuer- und Abgabenerhöhungen, Rentenkürzungen). Oder es werden die ewigen Standardthesen heruntergeleiert (Bürokratieabbau, Digitalisierung, mehr Bildung usw.).


Keine Hetzkampagne


Mit geht es in diesem Aufsatz nicht darum, die Bevölkerung gegen die Medien aufzubringen. Auch halte ich die „Meinungsmacher“ natürlich nicht generell für schlechte oder unaufrichtige Menschen. Schließlich machen alle nur ihren Job und versuchen ihr Bestes zu geben. Es sind also nicht die Menschen, die ich anklage, sondern das System. Die Betroffenen müssen sich diesem System unterwerfen um erfolgreich zu sein – also tun sie es auch.


Mir kommt es darauf an, das Prinzip und die Schwächen dieser Mediendemokratie aufzudecken, um damit die Manipulation der öffentlichen Meinung zu erschweren. Wer die Hintergründe für bestimmte Grundwerte vieler Verlage kennt (Stichwort Neoliberalismus), wird auf professionell verpackte Propaganda nicht mehr so leicht hereinfallen. Er wird die Lösung von Staatsproblemen nicht mehr unbedingt bei denen suchen, die vom jetzigen Prinzip der kapitalistischen Ausbeutung profitieren bzw. selbst dort eingebunden sind. Seit 40 Jahren sinken in Deutschland die Löhne und Renten, obwohl der technische Fortschritt eigentlich eine Steigerung von 100 % hätte einbringen müssen. Erst wenn die Medien mehrheitlich anfangen, diesen eklatanten Widerspruch zuzugeben und echte Lösungsansätze nicht mehr zu torpedieren suchen, hätte unsere Mediendemokratie ihre Bewährungsprobe bestanden.


Die Zensur der Medien bei der Auswahl der Nachrichten!


Die Pressefreiheit ist ein hohes Gut. Wie aber gehen die Medien mit dieser Freiheit um? Vor allem, was die Auswahl der Nachrichten betrifft? Kann es sein, dass von manchen meinungbildenden Redaktionen bewusst unliebsame Nachrichten unterschlagen werden? So wie zum Beispiel am 16. August 2018? Da wurde frühmorgens in Offenburg ein junger Arzt niedergestochen. Von einem 26jährigen Somalier, einem Asylbewerber. War diese Tat den öffentlich-rechtlichen Fernsehsendern auch nur eine klitzekleine Meldung wert? Ich jedenfalls habe davon, obwohl ich nachmittags und abends mehrere Fernsehnachrichten verfolgt habe, nichts mitbekommen. Übrigens fand ich auch in meiner Tageszeitung am nächsten Morgen keinen Hinweis auf die Bluttat. Es war, als hätte es diese Tragödie nie gegeben! Stattdessen wurde am selbigen Abend in den Fernsehnachrichten ausführlich über die unrechtmäßige Abschiebung des Tunesiers Sami A. (dem ehemaligen Leibwächter von Bin Laden) berichtet. Diesem Asylanten, der seit über 20 Jahren von deutscher Sozialhilfe lebt und als potentieller Terrorist gilt, war also bitter unrecht geschehen. In der Spätausgabe der heute-Sendung wurde der Fall an erster Stelle über 15 lange Minuten abgehandelt.


Wird also bei der Auswahl der Nachrichten mit zweierlei Maß gemessen? Der Verdacht drängt sich jedenfalls auf. Ja sicher, es ging bei Sami A. auch um die deutsche Rechtsstaatlichkeit, die Unabhängigkeit der Gerichte. Aber die stellt niemand infrage. Obwohl doch inzwischen jedermann spüren muss, dass mit unserem Rechtsstaat irgendwas nicht mehr stimmt, dass er in vielen Bereichen nahezu hilflos agiert. Weil eben Richter Gesetze befolgen müssen, selbst wenn sie widersprüchlich sind, die Sicherheit der Bürger oder des Staates gefährden oder dem natürlichen Gerechtigkeitsempfinden widersprechen. Sich immer nur blindlings auf den Rechtsstaat zu berufen scheint mir indes recht heikel. Denn das haben die Richter in der Nazizeit auch getan, auch die beriefen sich bei ihren Urteilen auf den Rechtsstaat. Wohl wissend, dass alle Gesetze nur von fehlbaren Menschen erdacht wurden. Die heute übliche göttliche Verehrung dieser Gesetze (vor allem der Grundgesetze) halte ich jedenfalls, auch angesichts der zahlreichen Interpretationsmöglichkeiten, für problematisch.


Befehl und Gehorsam


Streng genommen beruht unsere Justiz auf dem Prinzip Befehl und Gehorsam. Die Gesetze bilden die Vorgaben (Befehle), nach denen geurteilt werden muss. Die Präsidentin des NRW-Oberverwaltungsgerichtes erklärte, dass der Staat sogar die Rechte derjenigen schützt, die den Rechtsstaat selbst nicht achten. Demnach muss also, so verstehe ich das jedenfalls, der Staat auch die Rechte derjenigen schützen, die den Rechtsstaat vernichten wollen. Das ist krass und beklemmend zugleich. Das ist in meinen Augen eine Art Kadavergehorsam. Der Staat schützt über die Justiz seine Totengräber (Terroristen) bis zum eigenen Untergang bzw. bis zu seiner Selbstzerstörung.


Die Medien am Gängelband der Demonstranten?


Mit Demonstrationen in die Hauptnachrichten!


Oktober 2012: 18 Asylanten demonstrieren vor dem Berliner Reichstagsgebäude für bessere Bedingungen. Eine Woche harren sie dort aus und treten in den Hungerstreik. Die ganze Zeit über wird in der Presse und den Hauptnachrichten der Fernsehsender über dieses „Großereignis“ berichtet. Asylanten gehe es in Deutschland furchtbar schlecht, lautet die Botschaft. Dabei wissen alle, dass unsere liberalen Asylgesetze stark missbraucht werden. Mindestens 95 % der Asylbewerber sind in Wahrheit Armutsflüchtlinge. Sie kommen, weil sie sich hier ein besseres Leben erhoffen – nicht aber, weil sie politisch verfolgt werden. Und dieser kollektive Missbrauch bringt Deutschland in ein Dilemma: Je höher die Sozialleistungen für die Asylanten ausfallen, desto attraktiver wird unser Land für weitere Wirtschaftsflüchtlinge. Nicht wenige der Asylanten schaffen es, mit ihren Familien in Deutschland an die 20 Jahre auf Kosten der deutschen Steuerzahler zu leben. Wenn dann schließlich alle Rechtsmittel ausgeschöpft sind und Dauerasylanten abgeschoben werden sollen, engagieren sich humanitäre Einrichtungen, diese Abschiebungen zu verhindern. Wiederum sind es die Medien, die diese Fälle dankbar aufgreifen und den deutschen Sozialstaat in der Pflicht sehen.


Mit Klamauk in die Medien!


Aber es geht mir vornehmlich nicht um Wohlstandsflüchtlinge und millionenfachen Asylmissbrauch, mich ärgert vielmehr der rituelle Trott der Medienmacher. Mit jedem Mist kann man auf die Straße gehen, und die Medien fallen wie eine Meute gieriger Wölfe darüber her. Ganz gleich, ob das Anliegen der Aufmarschierer gerechtfertigt ist oder nicht. Den Medien geht es anscheinend weniger um sachliche Aufklärungen und Auseinandersetzungen. Wie oft habe ich in den vergangenen 20 Jahren schon versucht, die klassischen Medien zu einer Erörterung der Grundsatzfragen über den Sinn der Globalisierung, der EU, des Euro oder die Grenzen des Sozialstaats zu bewegen. Jeder Versuch einer öffentlichen Debatte wurde abgeblockt, obwohl es hierbei um die Zukunft und das Überleben Deutschlands und der westlichen Welt geht. Diese ablehnende Haltung verträgt sich so gar nicht mit der immer wieder propagierten Forderung, der Bürger müsse bei politischen Entscheidungen mitgenommen und ausreichend informiert werden. Sobald es wirklich um die Kernfragen unserer Gesellschaft geht, wird ausgewichen. Weil bestehende Vorurteile und Dogmen nicht in Frage gestellt werden dürfen.


Beispiele: „Der Globalisierung (dem Zollfreihandel) verdanken wir unseren Wohlstand!“ Der gleiche Schwachsinn wird der EU und dem Euro angedichtet – je nach Bedarf. „Wir leben vom Export!“ lautet der unantastbare Grundtenor, der niemals in Frage gestellt werden darf. Die schicksalsrelevanten Themen werden geflissentlich ignoriert. Aber wenn Lobbyisten oder der Pöbel aufmarschieren um ihre Eigeninteressen durchzuboxen, überschlagen sich Fernsehteams und Zeitungsreporter, um ja als erster am „Tatort“ zu sein.


Sicher haben die Medien auch eine Informationspflicht. Aber sie erfüllen diese äußerst einseitig. Bei Demonstrationen wird selten selektiert – nahezu alles wird vermarktet. In der Asylantenfrage zum Beispiel wird einseitig auf die Tränendrüse gedrückt – die Milliardensummen, die uns der Asylmissbrauch kostet, bleiben unerwähnt.


Nachtrag 25. März 2020: In meiner Tageszeitung wird mit großem Bild auf der Titelseite über eine Demonstration berichtet, bei der 15 junge Leute gegen die Freiheitsbeschränkungen anlässlich der Corona-Pandemie protestieren. Wieder haben es Berufsprotestler geschafft, mit irgendeinem Blödsinn die öffentliche Aufmerksamkeit zu erhaschen. Wo bleibt da die Ausgewogenheit, die Relevanz? Muss man als Reporter über jedes Stöckchen springen, das einem hingehalten wird? Hat stattdessen meine Lokalzeitung es in den letzten Jahrzehnten auch nur ein einziges Mal für nötig befunden, etwas Vernünftiges über eines meiner Bücher zu schreiben? Natürlich nicht!


Spaltet das Staatsfernsehen die Gesellschaft?


Wie neutral ist unser öffentlich-rechtliches Fernsehen? Werden Teile der Bevölkerung stigmatisiert und ausgegrenzt, weil sie die Mainstream-Ideologie nicht nachbeten?


Das Staatsfernsehen verfügt über eine Schlüsselrolle bei der öffentlichen Meinungsbildung. Neutralität und Sachlichkeit in der Berichterstattung (vor allem in den Nachrichtensendungen) wären deshalb oberstes Gebot. Doch kann man wirklich noch von Neutralität sprechen, wenn zum Beispiel EU- oder Zollfreihandelsgegner als Idioten dargestellt werden? Immer wieder wird die „internationale Arbeitsteilung“ (also das globale Lohn-, Konzernsteuer-, Ökologie-, Zoll- und Zinsdumping) als Garant für unser aller Wohlstand gepriesen. Mit welchem Recht? Warum werden Politiker, die ihr Land aus diesem Teufelskreis der Unwägbarkeiten und Abhängigkeiten herausführen wollen, dermaßen verspottet und bekriegt?


Auch in puncto Zuwanderung, Asylmissbrauch, „Seenotrettung“ usw. scheint mir das Staatsfernsehen wenig sachlich zu sein. Es vertritt eine Ideologie, die recht einmalig in der Welt sein dürfte. Oder gibt es etwa noch einen anderen dichtbesiedelten Sozialstaat, der sich selbst zum Einwanderungsland erklärt und sein Heil in einem Multikultikult sucht? Wer diese seltsame Doktrin ablehnt, gilt hierzulande als fremdenfeindlich und ewiggestrig. Schon die Auswahl der Nachrichtenblöcke spricht da oft Bände. Nach dem Terroranschlag in Halle z. B. durften sich in den Fernsehnachrichten ständig Promis outen, die der AfD einen Antisemitismus bescheinigten oder den Verfassungsschutz auf die AfD ansetzen wollten. Obwohl die AfD absolut nichts mit dem Attentäter zu schaffen hatte. Da irgendeine Verbindung vorzutäuschen halte ich für kriminell.


Wir brauchen die öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten …


Trotz aller Kritik: Unsere staatlichen Rundfunk- und Fernsehanstalten leisten insgesamt betrachtet gute Arbeit und bieten ein tolles Programm. Dieses Gegengewicht zu den kommerziellen Medien halte ich für unverzichtbar.


Aber leider gibt es gerade im sensiblen politischen Bereich eine Schieflage, weil tiefgreifende radikale Ideologien (die recht einmalig in der Welt sind) als selbstverständlich und alternativlos dargestellt werden (Seite →). Das untergräbt unsere Demokratie. Besonders betroffen von dieser Parteilichkeit scheinen mir die staatlichen Fernsehnachrichten. Also ausgerechnet das Segment, das den meisten Einfluss auf die Meinungsbildung des Bürgertums ausübt. Zwar sind auch die politischen Talkshows oft einseitig konzern- und altparteienfreundlich (ein einsamer „alternativer“ Gast muss sich häufig der Einheitsmeinung des gesamten Establishments erwehren), aber immerhin kommt es da trotzdem noch zu einem zumeist aufschlussreichen Gedankenaustausch.




Der Gesinnungsjournalismus hat sich ausgebreitet!


Viele Journalisten begnügen sich schon lange nicht mehr damit, ihre Mitbürger sachlich zu informieren. Sie wollen mehr: Sie wollen belehren und umerziehen! Im vermeintlichen Glauben an die gute Sache. Besonders in Deutschland ist diese Einflussnahme, dieses verkappte Oberlehrertum, allgegenwärtig. Journalisten führen sich oft auf wie Erziehungsberechtigte. Sie sind vollkommen von ihrer Mission beseelt und glauben tatsächlich, es gäbe nur ihre Wahrheit – nur ihre Weltanschauung sei die einzig richtige.


In vielen politischen Berichten wimmelt es von Unterstellungen und unterschwellig eingebetteten Hassbotschaften!


Sie sind jedoch so gut verpackt, dass sie dem unkritischen Medienkonsumenten kaum auffallen. Weil er sich längst an diese Sprachform gewöhnt hat. Weil er das Vokabular inzwischen als normal ansieht und er das Denktableaut der angesehenen Meinungsbildner weitgehend übernommen hat. Einige Kostproben:


In einem eigentlich recht aufschlussreichen Artikel über den bevorstehenden Brexit im SPIEGEL Heft 15/2019 fand ich folgende Spitzen/Unterstellungen:




	Beispiel 1: Die Initiatoren des Brexit-Referendums werden als „kleine nationalistisch verblendete Gruppe“ verunglimpft. Ist eine solche Aussage sachlich? Eine Transferunion gibt es nur in Europa, sie hat nirgendwo sonst Nachahmer gefunden! Sind also alle Regierungen außerhalb Europas nationalistisch verblendet?


	Beispiel 2: Über Theresa May heißt es: ... mag sein, dass es ihr damit „noch gelingt, das Land vor dem Abgrund zu bewahren!“. Mit dieser Aussage wird unterstellt, dass ein harter Brexit unweigerlich zur Katastrophe führt. Dabei kann man die Sache durchaus anders sehen. Ein harter Brexit würde das ewige Herumgeeiere beenden und klare Verhältnisse schaffen. Er könnte einen überfälligen Abnabelungsprozess einleiten und das Dogma des totalen Zollfreihandels als Irrweg entlarven. (Aber gerade davor haben offensichtlich die Verfechter der „europäischen Idee“ eine Heidenangst.)


	Beispiel 3: Zitat: „... nach dem denkbar knappen Referendumsresultat …“. Denkbar knapp? Das bedeutet doch wohl mit einer oder wenigen Stimmen Mehrheit. Aber so knapp war das Ergebnis gar nicht. Das Brexit-Lager hatte einen Vorsprung von 1,3 Millionen Stimmen (4 %). Ist das nichts? ist das „denkbar“ knapp?


	Beispiel 4: Theresa May's Satz „Kein Deal ist besser als ein schlechter Deal.“ wird als verhängnisvoll bezeichnet. Aber ist er das wirklich? Ich halte May's Aussage für völlig korrekt.


	
Beispiel 5: Ich stolpere über den Begriff „glühende EU-Feinde“. Ist eine solche Wortwahl angebracht? Ist sie neutral? Sind Brexit-Befürworter gleich glühende EU-Feinde? Trägt ein solcher Tonfall zur Versachlichung der Debatte bei? Offenbart sich nicht auch in diesem Fall wieder der typische Gesinnungsjournalismus? Wer die EU bejaht, ist ein guter und kluger Mensch – wer die EU ablehnt, ist böse und unbelehrbar.


	Beispiel 6: Abschließend wird der Brexiteer Nigel Ferage als „großer Verführer“ bezeichnet. Ich dagegen denke: Wer die wahren Verführer sind, wird sich vielleicht erst in einigen Jahrzehnten herausstellen. Wie wird man über die EU urteilen, wenn es die EU gar nicht mehr gibt? Weil sie an ihren vielen Widersprüchen gescheitert oder im Bürokratismus erstickt ist? Sollte sich die Europäische Union am Ende als gigantisches Fiasko herausstellen (wovon ich ausgehe), haben sich doch wohl die realitätsfernen EU-Schönredner und Phrasendrescher als die wahren Verführer erwiesen.





Nochmals: Alle sechs Beispiele waren in einem einzigen, dreiseitigen Spiegelartikel verbaut (der ansonsten durchaus informativ war). Weitere Kostproben:


Beim Lesen meiner Tageszeitung stieß ich am gleichen Tag (6. April 2019) auf folgende Anmerkungen. In einem Leitartikel über die Pro-Asyldemos hieß es:




	Beispiel 1: „Menschen flüchten aus ihrer Heimat, weil große Landstriche überschwemmt sind oder kein sauberes Trinkwasser mehr zu finden ist.“. Wird durch eine solche Aussage nicht ein falsches Bild gezeichnet? Werden nicht Emotionen geweckt, die den wahren Sachverhalt weitgehend ausblenden? Denn es ist doch wohl so, dass fast alle Flüchtlinge, die nach Deutschland kommen, dies aus wirtschaftlichen Erwägungen tun. Sie fliehen vor der Armut, vor der im Heimatland herrschenden Korruption und Rechtlosigkeit. Um ins vermeintliche Paradies zu kommen („Wir danken Allah, dass er uns in dieses Land geführt hat!“), ist ihnen kein Weg zu lang, zu teuer und zu gefährlich. Auf ihrer Odyssee durchqueren sie eine Vielzahl zivilisierter Staaten, bloß um am Ende im großzügigsten Sozialparadies der Welt (also in Deutschland) unterzukommen. Den Eindruck zu erwecken, Fluchtursachen seien Überschwemmungen oder Wasserknappheit, halte ich für unlauter. Denn diese Argumente treffen auf nicht einmal ein Prozent der Flüchtlinge zu.


	Beispiel 2: Der Autor beendet seinen Artikel mit der Aussage, wenn Staatschefs „... nicht mehr einfällt als der Rückzug ins nationale Schneckenhaus ...“. Auch eine solche Ansage empfinde ich als typischen, bissigen Gesinnungsjournalismus. Die kleinste nationale Anwandlung wird in Deutschland geschmäht, verurteilt und verunglimpft, während weltweit ein gesundes Verhältnis zum eigenen Staat als Voraussetzung für eine prosperierende Gesellschaft gilt. Wie soll ein Staat, der sich selbst verachtet und verleugnet, auf Dauer gegen die konkurrierende Weltgemeinschaft bestehen können?





Viele Journalisten kommen aus ihrer Haut einfach nicht heraus!


Sie geben sich neutral, wollen vielleicht sogar unvoreingenommen sein, fallen aber dennoch immer wieder in ihre alten Vorurteile und Denkmuster zurück. Wobei sicher auch ihren Vorgesetzten eine Mitschuld zukommt. Denn welcher Mitarbeiter hat schon die Traute, sich gegen den Mainstream seiner Redaktion zu stellen? So setzen sich eingefahrene Positionen unentwegt fort und werden sogar auf Nachrücker übertragen.


Nicht der offensichtliche Affront, nicht die eindeutige Bebätschung Andersdenkender (vermeintlich Ewiggestriger) ist gefährlich, sondern die unauffällige bzw. die gut getarnte Brunnenvergiftung. Sie trägt zur Spaltung unserer Gesellschaft bei und sie untergräbt sachliche Auseinandersetzungen. Der Gesinnungsjournalismus entpuppt sich somit als das eigentliche Krebsgeschwür unseres Rechtsstaates, unserer Demokratie.
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